Verordnung
des Sachsischen Staatsministeriums fur Soziales
und Gesellschaftlichen Zusammenhalt

zum Schutz vor dem Coronavirus SARS-CoV-2 und COVID-19
(Sachsische Corona-Schutz-Verordnung — SdchsCoronaSchVO)

Vom 5. November 2021

Auf Grund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit 8 28 Absatz 1 Satz 1 und 2, § 28a Absatz 1,
Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 und Absatz 6 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBI.
1045), von denen

IS.

§ 28 Absatz 1 Satz 1 durch Artikel 1 Nummer 16 des Gesetzes vom 18. November
2020 (BGBI. 1 S. 2397) geandert worden ist,

§ 28 Absatz 1 Satz 2 durch Artikel 1 Nummer 6 des Gesetzes vom 27. Méarz 2020
(BGBI. | S. 587) neu gefasst worden ist,

§ 28a Absatz 3 zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBI.
| S. 4147) geandert worden ist,

§ 28a Absatz 2 Satz 1 und Absatz 6 durch Artikel 1 Nummer 17 des Gesetzes vom
18. November 2020 (BGBI. | S. 2397) eingefligt worden ist,

§ 31 Satz 1 zuletzt gedndert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 27. September 2021
(BGBI. I S. 4530),

§ 32 Satz 1 durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. April 2021 (BGBI. | S. 802) neu
gefasst worden ist,

in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Infektionsschutzgesetz-Zustandigkeitsverordnung vom
9. Januar 2019 (SachsGVBI. S. 83), der zuletzt durch die Verordnung vom 8. Juni 2021
(SachsGVBI. S. 594) neu gefasst worden ist, verordnet das Staatsministerium fiir Soziales und
Gesellschaftlichen Zusammenhalt:
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Teil 1 — Allgemeine Regelungen und Begriffsbestimmungen

8 1 Grundsatz

(1) Die Offnung, Inanspruchnahme und der Betrieb von Geschaften, Einrichtungen,
Unternehmen, Veranstaltungen und sonstigen Angeboten ist unter Beachtung der
nachfolgenden Vorschriften gestattet.

(2) Diese Verordnung gilt nicht fir den Betrieb der Einrichtungen nach 8 1 Absatz 1 der Schul-
und Kita-Coronaverordnung vom 5. November 2021 (S&chsGVBI. S. XXX).

(3) Die Einhaltung dieser Verordnung ist von den zustandigen Behérden insbesondere durch
Stichproben zu kontrollieren.

(4) Die Arbeitgeber sollen, wo immer moglich, in Fallen von Biroarbeit oder vergleichbaren
Tatigkeiten den Beschéftigten anbieten, diese Tatigkeiten im Homeoffice auszufiihren, wenn
keine zwingenden betriebsbedingten Griinde entgegenstehen.

§ 2 Indikatoren, Vorwarnstufe und Uberlastungsstufe

(1) Far die Anordnung von Schutzmal3nahmen gelten folgende Indikatoren:

1. die Anzahl der in Bezug auf die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) in ein
Krankenhaus aufgenommenen Personen je 100 000 Einwohner innerhalb von sieben
Tagen im Freistaat Sachsen (7-Tage-Inzidenz Hospitalisierungen),

2. die Anzahl der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 je 100 000
Einwohner innerhalb von sieben Tagen im jeweiligen Landkreis oder der jeweiligen
Kreisfreien Stadt (Sieben-Tage-Inzidenz),

3. die Anzahl der belegten Krankenhausbetten der Normalstationen mit an COVID-19-
Erkrankten im Freistaat Sachsen (Belastungswert Normalstation),

4. die Anzahl der belegten Krankenhausbetten der Intensivstationen mit an COVID-19-
Erkrankten im Freistaat Sachsen (Belastungswert Intensivstation).

(2) Mal3geblich sind fur
1. die 7-Tage-Inzidenz Hospitalisierungen die unter www.rki.de/covid-19-trends durch
das Robert Koch-Institut im Internet verdéffentlichten Zahlen,
2. die Sieben-Tage-Inzidenz die unter https://www.rki.de/inzidenzen durch das Robert
Koch-Institut im Internet veroffentlichten Zahlen,


http://www.rki.de/covid-19-trends
https://www.rki.de/inzidenzen

3. den Belastungswert Normalstation und den Belastungswert Intensivstation die unter
https://www.coronavirus.sachsen.de/infektionsfaelle-in-sachsen-4151.html
veroffentlichten Werte.

Der Landkreis oder die Kreisfreie Stadt gibt unverziglich nach der Veréffentlichung nach
Nummer 2 den Tag bekannt, ab dem die jeweiligen Schutzmaflinahmen nach den 88 6, 7 und
10 Absatz 3 gelten.

(3) Wird ein fir die Sieben-Tage-Inzidenz mafigeblicher Schwellenwert an funf aufeinander
folgenden Tagen erreicht oder Gberschritten, treten die nach dieser Verordnung vorgesehenen
Rechtsfolgen ab dem tbernachsten Tag in Kraft. Wird der mafRgebliche Schwellenwert an funf
aufeinander folgenden Tagen unterschritten, treten die nach dieser Verordnung vorgesehenen
Rechtsfolgen ab dem Ubernéchsten Tag in Kratft.

(4) Die Vorwarnstufe gilt ab dem Ubernachsten Tag, wenn der Schwellenwert fur
1. die 7-Tage-Inzidenz Hospitalisierungen von 7,00 sowie fir den Belastungswert
Normalstation von 650 oder den Belastungswert Intensivstation von 180 oder
2. den Belastungswert Normalstation von 650 oder den Belastungswert Intensivstation
von 180
an drei aufeinanderfolgenden Tagen erreicht oder tiberschritten wird. Wird der Schwellenwert
far
1. die 7-Tage-Inzidenz Hospitalisierungen von 7,00 und der Belastungswert
Normalstation von 650 sowie der Belastungswert Intensivstation von 180 oder
2. fir den Belastungswert Normalstation von 650 und den Belastungswert Intensivstation
von 180
an drei aufeinanderfolgenden Tagen unterschritten, gilt die Vorwarnstufe ab dem
Ubernachsten Tag nicht mehr.

(5) Die Uberlastungsstufe gilt ab dem tibernachsten Tag, wenn der Schwellenwert fuir
1. die 7-Tage-Inzidenz Hospitalisierungen von 12,00 sowie fur den Belastungswert
Normalstation von 1 300 oder den Belastungswert Intensivstation von 420 oder
2. den Belastungswert Normalstation von 1 300 oder den Belastungswert Intensivstation
von 420
an drei aufeinanderfolgenden Tagen erreicht oder tberschritten wird. Wird der Schwellenwert
far
1. die 7-Tage-Inzidenz Hospitalisierungen von 12,00 und der Belastungswert
Normalstation von 1 300 sowie der Belastungswert Intensivstation von 420 oder
2. den Belastungswert Normalstation von 1 300 und den Belastungswert Intensivstation
von 420
an drei aufeinanderfolgenden Tagen unterschritten, gilt die Uberlastungsstufe ab dem
Ubernachsten Tag nicht mehr.

(6) Die tagesaktuelle Belegung der Krankenhausbetten mit an COVID-19-Erkrankten gemar
Absatz 1 Nummer 3 und 4 melden die zugelassenen Krankenhauser im Freistaat Sachsen
jeweils Uber die im Rahmen der SARS-CoV-2-Pandemie eingerichteten sachsischen
Dashboards an die oberste Landesgesundheitsbehérde.

(7) Die oberste Landesgesundheitsbehorde gibt das Erreichen, das Uber- oder Unterschreiten
der Werte nach Absatz 3 bis 5 bekannt.

8 3 Grundséatze zur Kontakterfassung

(1) Sofern nach dieser Verordnung eine Kontakterfassung erforderlich ist, sollen Veranstalter
und Betreiber vorrangig digitale Systeme, insbesondere die Corona-Warn-App, fur die
Kontakterfassung einsetzen. Zusatzlich ist eine analoge Form der Kontakterfassung
entsprechend Absatz 2 anzubieten. Die Séatze 1 und 2 gelten nicht fir Berufsgeheimnistrager


https://www.coronavirus.sachsen.de/infektionsfaelle-in-sachsen-4151.html

nach § 53 Absatz 1 der Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7.
April 1987 (BGBI. | S. 1074, 1319), die zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 5. Oktober
2021 (BGBI. | S. 4607) geandert worden ist, den Bereich von Grof3- und
Einzelhandelsgeschéaften, Laden und Verkaufsstanden sowie bei Lieferung und Abholung von
mitnahmefahigen Speisen und Getranken.

(2) Sofern die Kontakterfassung nicht digital erfolgt, ist

1. eine analoge Erhebung von Kontaktdaten der Besucherin oder des Besuchers und

2. eine barrierefreie Datenerhebung
vorzusehen. Zu diesem Zweck sind folgende personenbezogene Daten zu verarbeiten: Name,
Telefonnummer oder E-Mail-Adresse und Anschrift der Besucherinnen und Besucher sowie
Zeitraum und Ort des Besuchs. Es ist sicherzustellen, dass eine Kenntnisnahme der erfassten
Daten durch Unbefugte ausgeschlossen ist. Die Daten dirfen nur zum Zweck der
Aushéndigung an die fur die Kontaktnachverfolgung zustandigen Behorden verarbeitet
werden. Auf Anforderung sind die verarbeiteten Daten an diese zu Ubermitteln; eine
Verarbeitung zu anderen Zwecken als der Kontaktnachverfolgung ist unzuléssig. Die Daten
sind unverziglich zu I6schen oder zu vernichten, sobald sie fir die Kontaktnachverfolgung
nicht mehr benétigt werden, spatestens nach vier Wochen.

8 4 Grundsatze fur den Impf-, Genesenen- und Testnachweis

(1) Far die Nachweise und Testpflichten gilt Folgendes:

1. Fur den Impfnachweis findet die Regelung in 8§ 2 Nummer 3 der COVID-19-
SchutzmafRnahmen-Ausnahmenverordnung vom 8. Mai 2021 (BAnz AT 08.05.2021
V1) Anwendung.

2. Fur den Genesenennachweis findet die Regelung in 8 2 Nummer 5 der COVID-19-
SchutzmafRnahmen-Ausnahmenverordnung Anwendung.

3. Besteht nach oder aufgrund dieser Verordnung eine Testpflicht oder ist das
Nichtvorliegen einer Infektion mit SARS-CoV-2 nachzuweisen, findet 8 2 Nummer 7
der COVID-19-Schutzmafinahmen-Ausnahmenverordnung Anwendung.

(2) Der Impf- oder Genesenennachweis in § 6a Absatz 1, § 8 Absatz 1 Satz 2, § 9 Absatz 1
und 8 10 Absatz 4 kann durch einen Testnachweis ersetzt werden, wenn

1. die verpflichtete Person das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder

2. fur die verpflichtete Person aus gesundheitlichen Grinden keine Impfempfehlung der

Standigen Impfkommission (STIKO) ausgesprochen wurde.

Fir den Nachweis nach Satz 1 Nummer 2 ist eine arztliche Bescheinigung vorzulegen. In
dieser Bescheinigung ist auch anzugeben, wann die gesundheitlichen Griinde voraussichtlich
entfallen. Satz 1 gilt auch fur den Zeitraum von acht Wochen nach dem Wegfall des Grundes
fur die fehlende Impfung nach Satz 1 Nummer 1 und 2.

(3) Wenn nach oder aufgrund dieser Verordnung ein Testnachweis gefordert wird, gilt, dass
dessen Vornahme zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme von Angeboten und Leistungen nicht
langer als 24 Stunden zurtickliegen darf, es sei denn, in dieser Verordnung ist etwas anderes
geregelt. Abweichend von Satz 1 gilt bei einem Test, der auf der sogenannten Polymerase-
Kettenreaktion beruht und die Erbsubstanz des Virus in der Probe im Labor nachweisen kann
(PCR-Test), dass dessen Vornahme nicht langer als 48 Stunden zurtickliegen darf.

(4) Ein Testnachweis ist nicht erforderlich fir Schilerinnen und Schiler, die einer Testpflicht
nach der Schul- und Kita-Coronaverordnung unterliegen.



(5) Die Testpflichten gelten nicht fiir Personen
1. bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres oder die, die noch nicht eingeschult wurden,
oder
2. die nachweisen,
a) dass sie uber einen vollstandigen Impfschutz gegen SARS-CoV-2 verfligen
oder
b) dass sie von einer SARS-CoV-2-Infektion genesen sind.
Ein vollstandiger Impfschutz liegt vor, wenn die zugrundeliegende Schutzimpfung mit einem
oder mehreren vom  Paul-Ehrlich-Institut  im  Internet unter der Adresse
https://www.pei.de/impfstoffe/covid-19 genannten Impfstoffe erfolgt ist, und aus einer vom
Paul-Ehrlich-Institut veroffentlichten Anzahl von Impfstoffdosen, die fir eine vollstandige
Schutzwirkung erforderlich ist, besteht und seit der letzten erforderlichen Einzelimpfung
mindestens 14 Tage vergangen sind. Als genesen gelten diejenigen Personen, die ein
mindestens 28 Tage sowie maximal sechs Monate zurlickliegendes positives PCR-
Testergebnis oder eine arztliche Bescheinigung, die auf einem PCR-Test beruht, nachweisen
kénnen. Satz 1 Nummer 2 gilt nicht flir Personen, die mindestens ein Symptom (Atemnot, neu
auftretender Husten, starker Schnupfen, Fieber und Geruchs- oder Geschmacksverlust)
zeigen, das auf eine Infektion mit SARS CoV-2 hinweist.

(6) Besteht nach dieser Verordnung die Verpflichtung einen Impf-, Genesenen- oder
Testnachweis vorzulegen, sind die Besucherinnen und Besucher sowie Kundinnen und
Kunden der jeweiligen Einrichtung vor dem Zugang oder der Inanspruchnahme verpflichtet,
einen solchen Nachweis zu flhren. Zur Nachweisfihrung genigt die Gewéhrung der
Einsichtnahme in die Impf-, Genesenen- oder Testnachweise gemeinsam mit einem amtlichen
Ausweispapier im Original.

§ 5 Basisschutzmafnahmen (Hygienekonzept, Mindestabstand, Test)

(1) Die Offnung, Inanspruchnahme und der Betrieb von Geschaften, Einrichtungen,
Unternehmen, Veranstaltungen und sonstigen Angeboten ist unter Einhaltung eines
schriftlichen Hygienekonzepts zulassig. Dabei sind die Anforderungen des Infektionsschutzes
zu bertcksichtigen, insbesondere die Schutzvorschriften geman der Allgemeinverfigung des
Staatsministeriums fir Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur Anordnung von
Hygieneauflagen zur Verhinderung der Verbreitung des Corona-Virus. Die zustandige
Behdrde kann das Hygienekonzept und seine Einhaltung tberprifen.

(2) Die Einhaltung eines Mindestabstands von 1,5 Metern zu anderen Personen wird dringend
empfohlen. In den Hygienekonzepten soll diese dringende Empfehlung berticksichtigt werden.
Durch die Allgemeinverfiigung des Staatsministeriums fur Soziales und Gesellschaftlichen
Zusammenhalt zur Anordnung von Hygieneauflagen zur Verhinderung der Verbreitung des
Corona-Virus kann ein Mindestabstand fur Einrichtungen und Angebote nach § 7 Absatz 1
Nummer 1, 2, 7 und 9 sowie flr GroRRveranstaltungen nach § 10 festgelegt werden.

(3) Beschaftigte, die mindestens funf Werktage hintereinander aufgrund von Urlaub und
vergleichbaren Dienst- oder Arbeitsbefreiungen nicht gearbeitet haben, missen am ersten
Arbeitstag nach dieser Arbeitsunterbrechung dem Arbeitgeber einen Impf-, Genesenen- oder
Testnachweis vorlegen oder im Verlauf des ersten Arbeitstages einen beaufsichtigten Test
durchfuhren. Erfolgt die Arbeitsaufnahme im Homeoffice, gilt die Verpflichtung nach Satz 1 fur
den ersten Tag, an dem die Arbeit im Betrieb oder an sonstigen Einsatzorten auf3erhalb der
eigenen Hauslichkeit stattfindet. Arbeitgeber sind verpflichtet, den Beschaftigten die Tests
kostenfrei zur Verfligung zu stellen.

(4) Beschatftigte in stationaren und teilstationaren Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe
und in Angeboten nach 8§ 11 bis 13, 14 und § 16 des Achten Buches Sozialgesetzbuch —
Kinder und Jugendhilfe — in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 2012
(BGBI. | S. 2022), das zuletzt durch Artikel 32 des Gesetzes vom 5. Oktober 2021 (BGBI. |


https://www.pei.de/impfstoffe/covid-19

S. 4607) geandert worden ist sind verpflichtet, zweimal wdchentlich einen Test dem
Arbeitgeber vorzuweisen.

Teil 2 — Besondere SchutzmalRnahmen

§ 6 Maskenpflicht

(1) Eine Mund-Nasen-Bedeckung soll getragen werden, wenn sich Menschen im 6ffentlichen
Raum unter freiem Himmel begegnen, ohne dass der empfohlene Mindestabstand von
1,5 Metern eingehalten wird, soweit in dieser Verordnung nichts anderes geregelt ist.

(2) Fur das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung, eines medizinischen Mund-Nasen-
Schutzes (sogenannte OP-Maske), einer FFP2-Maske oder vergleichbaren Atemschutzmaske
(Maskenpflicht) gilt:

1.

w N

die Verpflichtung zum Tragen eines medizinischen Mund-Nasen-Schutzes wird auch
mit dem Tragen einer FFP2-Maske oder vergleichbaren Atemschutzmaske erfiillt,
FFP2-Masken und vergleichbare Atemschutzmasken sind jeweils nur ohne
Ausatemventil zulassig,
Kinder bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres sind von der Maskenpflicht befreit,
die Verpflichtung zum Tragen von FFP2-Masken oder vergleichbarer
Atemschutzmasken gilt fir Kinder zwischen der Vollendung des 6. und 14.
Lebensjahres mit der Mal3gabe, dass sie nur einen medizinischen Mund-Nasen-Schutz
tragen muissen,
Personen, die glaubhaft machen kénnen, dass ihnen das Tragen der vorgeschriebenen
Maske aufgrund einer Behinderung oder aus gesundheitlichen Griinden nicht mdglich
oder unzumutbar ist, sind von der Trageverpflichtung befreit; insoweit kann ihnen aus
infektionsschutzrechtlichen Griinden die Nutzung einschlagiger Angebote und der
Aufenthalt in einschlagigen Einrichtungen nicht versagt werden;
arbeitsschutzrechtliche Vorgaben, die bei einer Befreiung von der Pflicht zum Tragen
einer Maske dazu fihren, dass eine Beschaftigung nicht zuldssig ist, bleiben unberihrt;
die Glaubhaftmachung erfolgt bei gesundheitlichen Griinden insbesondere durch eine
arztliche Bescheinigung im Original, dass aufgrund einer gesundheitlichen
Beeintrachtigung, einer chronischen Erkrankung oder einer Behinderung keine Maske
getragen werden kann,
das Abnehmen der Mund-Nasen-Bedeckung oder Maske ist zuldssig, solange es zu
Identifikationszwecken oder zur Kommunikation mit Menschen mit Horbehinderung
erforderlich ist,
ausgenommen von der Maskenpflicht sind ferner:
a) Personen, die sich sportlich betéatigen,
b) Personen, denen das Rederecht bei einer Versammlung im Sinne des
Séachsischen Versammlungsgesetzes vom 25. Januar 2012 (SachsGVBI.
S. 54), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 11. Mai 2019 (SachsGVBI.
S. 358) geandert worden ist und bei Zusammenkuinften erteilt wird,
c) Personen, die bei Zusammenkinften von Glaubensgemeinschaften vortragen,
d) Personen, die sich im Badebereich von Schwimmbéadern oder in Saunen
aufhalten,
fir Besucherinnen und Besucher von Veranstaltungen besteht am eigenen Platz keine
Pflicht zum Tragen eines medizinischen Mund-Nasen-Schutzes,
das Abnehmen der Mund-Nasen-Bedeckung oder Maske ist zulassig, wenn dies aus
sonstigen unabweisbaren Griinden erforderlich ist.

(3) Eine Verpflichtung zum Tragen eines medizinischen Mund-Nasen-Schutzes besteht

1.

in geschlossenen Raumen von Einrichtungen, Betrieben, Laden, Angeboten,
Behoérden und Gerichten, sofern es sich um o6ffentlich zugéngliche Verkehrsflachen
handelt,



bei der Schilerbeférderung,
fur Handwerker und Dienstleister in und vor den Raumlichkeiten der Auftraggeber,
sofern dort andere Personen anwesend sind,

4. Dbeikorpernahen Dienstleistungen,

5. fur die Beschaftigten bei ambulanten Pflegediensten sowie der spezialisierten
ambulanten  Palliativversorgung im Rahmen der arbeitsschutzrechtlichen
Bestimmungen,

6. fir die Beschaftigten im Rahmen der arbeitsschutzrechtlichen Bestimmungen sowie fur
die Besucherinnen und Besucher in Einrichtungen nach § 36 Absatz 1 Nummer 2 des
Infektionsschutzgesetzes.

Satz 1 gilt nicht fiir den polizeilichen Einsatz und die Selbstverteidigungsaus- und -fortbildung,
den Einsatz der Feuerwehren, des Rettungsdienstes und des Katastrophenschutzes sowie in
den Behandlungsraumen, soweit die Behandlung dies nicht zulédsst, und Patientenzimmern
der Gesundheitseinrichtungen nach 8 23 Absatz 3 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes und
fir Bewohnerinnen und Bewohner von Einrichtungen nach 8 36 Absatz 1 Nummer 2 des
Infektionsschutzgesetzes. Einrichtungen nach 8 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 11 sowie die fur
sie zustandige Prifungsbehdrde kénnen Unterrichtende, Beteiligte einer Prufung oder
Lernende am eigenen Platz von der Maskenpflicht befreien soweit der Mindestabstand von
1,5 Metern eingehalten wird. In Gerichten kann der Vorsitzende die Verfahrensbeteiligten von
der Trageverpflichtung im Gerichtssaal wahrend einer Anhdrung oder Verhandlung entbinden.

w N

(4) Eine Verpflichtung zum Tragen von FFP2-Masken oder vergleichbaren Atemschutzmasken
besteht

1. bei der Beférderung von Personen im offentlichen Personennah- oder -fernverkehr
einschlieBlich der entgeltlichen oder geschaftsmaRigen Beférderung von Personen mit
Kraftfahrzeugen samt Taxen und der Beférderung zwischen dem Wohnort oder der
Wohnstatte und Einrichtungen von Menschen mit Behinderungen, pflegebedurftigen
Menschen und Patienten zu deren Behandlung, fir Fahrgaste und fur das Kontroll- und
Servicepersonal sowohl wahrend der Beforderung als auch wéhrend des Aufenthalts
in einer zu dem jeweiligen Verkehr gehdrenden Einrichtung,

2. fiur die Beschaftigten ambulanter Pflegedienste sowie der spezialisierten ambulanten
Palliativversorgung bei der Austbung der Pflege und Behandlung im Rahmen der
arbeitsschutzrechtlichen Bestimmungen,

3. fir die Beschaftigten in Einrichtungen nach 8 36 Absatz 1 Nummer 2 des
Infektionsschutzgesetzes bei der Ausiibung der Pflege und Betreuung im Rahmen der
arbeitsschutzrechtlichen Bestimmungen,

4. fir die Besucherinnen und Besucher der Einrichtungen nach Nummer 1 und 2, wenn
der Mindestabstand von 1,5 Metern nicht eingehalten wird.

Satz 1 Nummer 2 bis 4 gilt nur, wenn eine der beteiligten Personen die Voraussetzungen nach
8 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 nicht erftllt.

(5) Unterschreitet die Sieben-Tage-Inzidenz den Schwellenwert von 10, entfallt die
Verpflichtung zum Tragen eines medizinischen Mund-Nasen-Schutzes. Dies gilt nicht
1. in Ladengeschaften, wenn ein Mindestabstand von 1,5 Metern nicht eingehalten
werden kann,
2. bei korpernahen Dienstleistungen,
3. beider Schilerbeférderung,
4. indenim § 6 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 und 6 genannten Einrichtungen und Diensten
und
5. bei GroRveranstaltungen nach § 10 mit mehr als 5 000 Besucherinnen und Besuchern
gleichzeitig.

§ 6a Angebote ausschliellich fur Geimpfte und Genesene (2G-Optionsmodell)

(1) Bei der Offnung, Inanspruchnahme und dem Betrieb von Einrichtungen, Veranstaltungen
und sonstigen Angeboten im Sinne von § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 4 bis 9 sowie



Kunst-, Musik- und Tanzschulen im Innenbereich nach Nummer 11 und Grof3veranstaltungen
nach 8§ 10 besteht keine Pflicht zum Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes, zur
Kontakterfassung und zur Einhaltung des Abstandsgebotes sowie keine Beschrankung
hinsichtlich der Auslastung der Héchstkapazitat, wenn gewahrleistet ist, dass bei dem Betrieb,
der Veranstaltung oder dem Angebot ausschlieR3lich Personen anwesend sind, die einen Impf-
oder Genesenennachweis beim Zutritt zur Kontrolle durch den Betreiber vorlegen (2G-
Optionsmodell). Dies gilt nicht fir Beschaftigte, die Uber einen Testnachweis verfligen und
einen medizinischen Mund-Nasen-Schutz wahrend der Dauer der Veranstaltung oder des
Angebots tragen. Die Pflicht zur Erstellung des Hygienekonzepts bleibt bestehen.

(2) Das 2G-Optionsmodell gilt nicht
1. wahrend der Geltung der Vorwarnstufe fur
a) den Zugang zur Innengastronomie,
b) die Teilnahme an Veranstaltungen und Festen in Innenrdumen,
¢) den Zugang zu Kultur- und Freizeiteinrichtungen im Innenbereich,
d) den Zugang zu Diskotheken, Clubs und Bars im Innenbereich,
e) Groldveranstaltungen nach 8§ 10,
2. wahrend der Geltung der Uberlastungsstufe nach § 2 Absatz 5 und
3. fur die im 8§ 7 Absatz 3 Nummer 2 und 4 bis 6 genannten Einrichtungen,
Veranstaltungen und Angebote.

(3) Ein Betrieb im 2G-Optionsmodell ist mindestens drei Werktage vor Beginn der
Veranstaltung oder des Angebots der zustandigen Gesundheitsbehorde in schriftlicher oder
elektronischer Form anzuzeigen. Die Verantwortlichen haben der zustandigen
Gesundheitsbehdrde folgende Daten zu Gbermitteln:

1. Name und Adresse der Einrichtung,
Name und Kontaktdaten des verantwortlichen Ansprechpartners vor Ort,
Datum und Zeitraum des geplanten Angebots,
Besucherhéchstkapazitat und
Angabe der Kontrollmafinahmen zur Sicherung des Zutritts nur fir Personen, die tUber
einen Impf- oder Genesenennachweis verfugen.
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(4) Die zustandige Gesundheitsbehdrde kann im Falle eines Versto3es gegen die Vorgaben
dieser Verordnung Auflagen anordnen. Sie kann weiterhin voribergehend oder dauerhaft
untersagen, die Veranstaltung oder das Angebot nach dem 2G-Optionsmodell zu betreiben.

§ 7 MalBhahmen bei einer Sieben-Tage-Inzidenz tiber 35

(1) Uberschreitet die Sieben-Tage-Inzidenz den Schwellenwert von 35, besteht die Pflicht zur
Vorlage eines Impf-, Genesenen- oder Testnachweises, zur Kontrolle der jeweiligen
Nachweise durch den Betreiber oder Veranstalter und zur Kontakterfassung fur

1. den Zugang zur Innengastronomie,
die Teilnahme an Veranstaltungen und Festen in Innenrdumen,
die Inanspruchnahme korpernaher Dienstleistungen und Prostitution,
den Sport im Innenbereich,
den Zugang zu Hallenbadern und Saunen aller Art,
den Zugang zu Kultur- und Freizeiteinrichtungen im Innenbereich,
den Zugang zu Spielhallen, Spielbanken und Wettannahmestellen im Innenbereich,
die Teilnahme an touristischen Bahn- und Busfahrten, auch im Gelegenheits- und
Linienverkehr,
9. den Zugang zu Diskotheken, Clubs und Bars im Innenbereich,
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10. die Beherbergung, einschlie3lich der Einrichtungen und Angebote der Kinder-, Jugend-
und Familienerholung gemanR § 11 Absatz 3 Nummer 5 und § 16 Absatz 2 Nummer 3
des Achten Buches Sozialgesetzbuch, bei Anreise sowie

11.den Zugang zu Lehrveranstaltungen und Prifungen der Integrationskurse,
Hochschulen, der Berufsakademie Sachsen, Aus-, Fort- und Weiterbildungs- und
Erwachsenenbildungseinrichtungen, sowie ahnlichen Einrichtungen,
Volkshochschulen, Kunst-, Musik- und Tanzschulen im Innenbereich.

Die Pflicht zur Vorlage eines Impf-, Genesenen- oder Testnachweises gilt bei Einrichtungen
und Angeboten nach Satz 1 Nummer 11 einmal wéchentlich. Die Hochschulen, die
Berufsakademie Sachsen, Aus- und Fortbildungseinrichtungen in staatlicher Tragerschaft und
die fur diese Einrichtungen zustandige Priufungsbehérde kénnen von Satz 2 abweichende
Regelungen fiir die Teilnehmer an Prasenzlehrveranstaltungen und Prufungen treffen sowie
auch bei einer Sieben-Tage-Inzidenz von weniger als 35 von den Teilnehmern einen Impf-,
Genesenen- oder Testnachweis flr den Zugang vorschreiben. Das Nahere, insbesondere die
Art und Weise der Uberpriifung des Vorhandenseins eines Impf-, Genesenen- oder
Testnachweises sowie die Gultigkeitsdauer eines Testnachweises, regelt die jeweilige
Hochschule, die Berufsakademie Sachsen, die jeweilige Aus- und Fortbildungseinrichtung in
staatlicher Tragerschaft oder zustandige Prufungsbehoérde. Fir die Palucca Hochschule fir
Tanz Dresden gelten hinsichtlich der Testpflicht die Regelungen der Schul- und Kita-
Coronaverordnung in der jeweils geltenden Fassung entsprechend.

(2) Uberschreitet die Sieben-Tage-Inzidenz den Schwellenwert von 35, sind Beschéftigte und
Selbststédndige mit direktem Kundenkontakt verpflichtet, zweimal wdchentlich einen
Testnachweis zu fuhren. Der Nachweis Uber die Testung ist von diesen fiir die Dauer von vier
Wochen aufzubewahren. Arbeitgeber sind verpflichtet, den Beschéftigten die Tests kostenfrei
zur Verfugung zu stellen sowie die Testpflicht nach Satz 1 in das nach § 5 Absatz 1 und 2 zu
erstellende Hygienekonzept aufzunehmen.

(3) Unabhangig vom Infektionsgeschehen gilt die Verpflichtung nach Absatz 1 nicht fir:

1. korpernahe Dienstleistungen, soweit sie medizinischen, therapeutischen,
pflegerischen oder seelsorgerischen Zwecken dienen,

2. folgende Gastronomiebetriebe und Angebote:

a) Angebote, die fur die Versorgung obdachloser Menschen erforderlich sind,

b) Angebote zur Bewirtung von Fernbusfahrerinnen und Fernbusfahrern sowie
Fernfahrerinnen und Fernfahrern, die beruflich bedingt Waren oder Giter auf
der StralR3e befordern und dies jeweils durch eine Arbeitgeberbescheinigung
nachweisen kdnnen,

c) nichtéffentliche Personalrestaurants, Kantinen und Mensen,

d) Lieferangebote und Abholung von mitnahmefahigen Speisen und Getrénken,
Camping- und Caravaningplatze sowie die Vermietung von Ferienwohnungen,
Ausuibung von Sport im Rahmen von Dienstsport, sportwissenschaftlichen
Studiengangen, der vertieften sportlichen Ausbildung, Schwimmkursen sowie fir
Leistungssportlerinnen und -sportler der Bundes- und Landeskader, lizenzierte
Profisportlerinnen und  -sportler, Berufssportlerinnen und  -sportler und
Nachwuchssportlerinnen und -sportler, die in einem Nachwuchsleistungszentrum der
professionellen Teamsportarten trainieren,

5. Fitnessstudios und sonstige Anlagen und Einrichtungen des Sportbetriebs fir
medizinisch notwendige Behandlungen und die schulische Nutzung fiir den Schulsport,
6. Bader und Saunen aller Art fUr rehabilitations- und medizinische Zwecke, die
berufsbedingte praktische Ausbildung und Prifung, die schulische Nutzung zum
Schulschwimmen, die Aus- und Fortbildung von Lehrkraften zum Nachweis der
Rettungsfahigkeit sowie die Austbung von Sport nach Nummer 4,
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7. fur Wahlen und Abstimmungen mit der Maligabe, dass der Verantwortliche der
Zusammenkiinfte, Termine oder Mafinahmen sicherstellt, dass Handreinigungs- und
ein zumindest begrenzt viruzides Desinfektionsmittel in hinreichender Menge zur
Verfligung stehen sowie die genutzten Oberflachen, Gegenstande und Raume nach
Beendigung der Zusammenkinfte, Termine oder MalRRnahmen grindlich gereinigt
werden.

(4) Uberschreitet die Sieben-Tage-Inzidenz den Schwellenwert von 35 sind Gerichte und
Behdrden zur Kontakterfassung von Besucherinnen und Besuchern verpflichtet.

§ 8 MaRnahmen bei Vorwarnstufe

(1) Wahrend der Geltung der Vorwarnstufe nach 8§ 2 Absatz 4 gilt § 7 entsprechend.
Abweichend von Satz 1 besteht die Pflicht zur Vorlage eines Impf- oder
Genesenennachweises, zur Kontrolle der jeweiligen Nachweise durch den Betreiber oder
Veranstalter und zur Kontakterfassung fur

1. den Zugang zur Innengastronomie,

2. die Teilnahme an Veranstaltungen und Festen in Innenrdumen,

3. den Zugang zu Kultur- und Freizeiteinrichtungen im Innenbereich und

4. den Zugang zu Diskotheken, Clubs und Bars im Innenbereich.
8 6a Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Satz 2 Nummer 1 gilt nicht fur die Verpflegung von
Ubernachtungsgasten in Beherbergungsbetrieben nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 10, wenn
eine rdumliche Trennung zu anderen Gasten gewabhrleistet ist.

(2) Wahrend der Geltung der Vorwarnstufe nach 8 2 Absatz 4 sind private Zusammenkiinfte
im offentlichen oder privaten Raum nur mit bis zu zehn Personen unabhéngig von der Anzahl
der Hausstdnde gestattet. Kinder bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres bleiben
unbericksichtigt. Geimpfte oder genesene Personen werden bei der Ermittlung der
Personenzahl nicht mitgezahlt. Satz 1 gilt nicht

1. bei MaRBnahmen der Schulbegleitung in hduslicher Lernzeit,

2. bei Angeboten nach 88 11 bis 14, 16, 19, 20, 27 bis 35a, 41, 42, 42a des Achten
Buches Sozialgesetzbuch,

3. bei therapeutischen Angeboten in stationdren und teilstationaren Einrichtungen nach
§ 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 3 des Infektionsschutzgesetzes,

4. in heilpadagogischen Kindertageseinrichtungen und anderen teilstationaren und
stationaren Einrichtungen und Angeboten der Eingliederungshilfe unter Beachtung der
arbeitsschutzrechtlichen Bestimmungen und

5. in Einrichtungen nach 8 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 11.

(3) Wahrend der Geltung der Vorwarnstufe nach 8 2 Absatz 4 wird den Arbeitgebern dringend
empfohlen, allen Beschaftigten dreimal wdchentlich kostenfrei einen Test anzubieten. Den
Beschaftigten wird dringend empfohlen, dieses Angebot anzunehmen. Selbststandigen wird
dringend empfohlen, sich dreimal wochentlich testen zu lassen.

(4) Bei Messen kann der Impf- oder Genesenennachweis durch einen Testnachweis nach
8 4 Absatz 3 Satz 2 ersetzt werden. § 6a Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 9 MaRnahmen bei Uberlastungsstufe

(1) Wahrend der Geltung der Uberlastungsstufe nach § 2 Absatz 5 besteht fiir den Zugang zu
denin 8 7 Absatz 1 Nummer 1 bis 11 genannten Einrichtungen und Angeboten die Pflicht zur
Vorlage eines Impf- oder Genesenennachweises, zur Kontrolle der jeweiligen Nachweise
durch den Betreiber oder Veranstalter und zur Kontakterfassung. 8§ 7 Absatz 2 bis 4 gilt
entsprechend.



(2) Bei nichttouristischen Angeboten nach 8 7 Absatz 1 Nummer 10 und bei
Lehrveranstaltungen und Prifungen der Integrationskurse, Hochschulen, der Berufsakademie
Sachsen, Aus-, Fort- und Weiterbildungs- und Erwachsenenbildungseinrichtungen im
Innenbereich nach § 7 Absatz 1 Nummer 11 kann der Impf- oder Genesenennachweis durch
einen Testnachweis ersetzt werden. § 6a Absatz 1 Satz 2, § 7 Absatz 1 Satz 4 und § 8 Absatz
1 Satz 4 gelten entsprechend.

(3) 8 8 Absatz 3 und 4 gilt entsprechend.

(4) Wahrend der Geltung der Uberlastungsstufe nach § 2 Absatz 5 sind private
Zusammenkiinfte im 6ffentlichen oder privaten Raum nur gestattet
1. den Angehdrigen eines Hausstands, in Begleitung der Partnerin oder des Partners und
von Personen, fur die ein Sorge- oder Umgangsrecht besteht,
2. mit einer weiteren Person.
8 8 Absatz 2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

Teil 3 — Weitere Bereiche

8 10 GroRveranstaltungen

(1) Grof3veranstaltungen sind Zusammenkiinfte von gleichzeitig Giber 1 000 Besucherinnen
und Besuchern unabhéangig von Veranstaltungsart und Veranstaltungsort.

(2) GroRveranstaltungen sind zulassig, wenn
1. eine Kontakterfassung, vorzugsweise durch personalisierte Ticketvergabe,
vorgesehen ist,
2. Besucherinnen und Besucher einen Impf-, Genesenen- oder Testnachweis vorlegen
und
3. ein von der zustandigen Behorde genehmigtes Hygienekonzept vorliegt.
Im Hygienekonzept sind Begrenzungen zum Ausschank und Konsum von alkoholhaltigen
Getrdnken sowie ein Zutrittsverbot fir erkennbar alkoholisierte Personen vorzusehen. Fir
Besucherinnen und Besucher von GroRRveranstaltungen gilt abseits des eigenen Platzes die
Pflicht zum Tragen eines medizinischen Mund-Nasen-Schutzes. In der Allgemeinverfiigung
des Staatsministeriums fur Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur Anordnung von
Hygieneauflagen zur Verhinderung der Verbreitung des Corona-Virus kénnen abweichende
Regelungen zur Kontakterfassung, zur Vorlage eines Impf-, Genesenen- oder Testnachweises
und zur Pflicht zum Tragen eines medizinischen Mund-Nasen-Schutzes getroffen werden.

(3) Uberschreitet die Sieben-Tage-Inzidenz den Schwellenwert von 35 darf bei
Grol3veranstaltungen

1. im Innenbereich mit bis zu gleichzeitig 5 000 Besucherinnen und Besucher die
zuldssige Auslastung maximal 50 Prozent der jeweiligen Hochstkapazitat betragen;
soweit vom Veranstalter ausschliellich Besucherinnen und Besucher zugelassen
werden, die einen Impf- oder Genesenennachweis oder einen Testnachweis nach § 4
Absatz 3 Satz 2 vorlegen, gilt keine Beschréankung der Hochstkapazitat;

2. im Innen- und AufRenbereich mit mehr als gleichzeitig 5 000 Besucherinnen und
Besuchern die zuldssige Auslastung maximal 50 Prozent der jeweiligen
Hochstkapazitat, hochstens jedoch 25 000 Besucherinnen und Besucher gleichzeitig,
betragen.

(4) Wahrend der Geltung der Vorwarn- oder Uberlastungsstufe nach § 2 Absatz 4 oder 5
erfordert der Zutritt zu GrolRveranstaltungen die Vorlage eines Impf- oder
Genesenennachweises. § 6a Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Die zulassige Auslastung darf



maximal 50 Prozent der jeweiligen Hochstkapazitat, héchstens jedoch 25 000 Besucherinnen
und Besucher gleichzeitig, betragen. Bei Messen kann der Impf- oder Genesenennachweis
durch einen Testnachweis nach § 4 Absatz 3 Satz 2 ersetzt werden.

(5) Die zustandige Gesundheitsbehtrde kann fir
1. landestypische Veranstaltungen Ausnahmen fir die Hochstgrenzen fir Besucherinnen
und Besucher nach Absatz 3 und
2. landestypische Veranstaltungen im Auf3enbereich bis zur Geltung der Vorwarnstufe
nach § 2 Absatz 4 Ausnahmen von der Pflicht
a) zur Kontakterfassung nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1,
b) zur Vorlage eines Impf-, Genesenen- oder Testhachweises nach Absatz 2 Satz
1 Nummer 2,
c) zum Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes nach Absatz 2 Satz 3
zulassen.

(6) Geimpfte oder genesene Personen werden bei der Ermittlung der Zahl der Besucherinnen
und Besucher nach Absatz 1, 3 bis 5 mitgezahlt.

8 11 Einrichtungen des Gesundheits- und Sozialwesens

(1) Der Besuch folgender Einrichtungen ist unter den Voraussetzungen des Absatzes 3
zulassig:

1. Alten- und Pflegeheime einschlie3lich Kurzzeitpflegeeinrichtungen, stationare
Hospize,

2. Einrichtungen nach 8 2 Absatz 1 des Sachsischen Betreuungs- und
Wohnqualitatsgesetzes vom 12. Juli 2012 (SachsGVBI. S. 397), das zuletzt durch das
Gesetz vom 6. Juni 2019 (SachsGVBI. S. 466) geandert worden ist, und ambulant
betreute Wohngemeinschaften sowie Wohngruppen mit Menschen mit Behinderungen
nach § 2 Absatz 2 und 3 des Sachsischen Betreuungs- und Wohnqualitatsgesetzes,
soweit fur diese der Teil 2 des Sachsischen Betreuungs- und Wohnqualititsgesetzes
Anwendung findet,

3. Krankenhauser sowie Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den
Krankenhausern vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt (Einrichtungen nach
§ 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 3 des Infektionsschutzgesetzes) und

4. genehmigungspflichtige stationare Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe geman
§ 13 Absatz 3 Satz 1, § 19 Absatz 1 Satz 1, § 34 Satz 1, § 35, § 35a Absatz 2 Nummer
3und 4, 8§ 42 Absatz 1 Satz 2 sowie § 42a Absatz 1 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch sowie Wohnstétten, in denen Leistungen der Eingliederungshilfe an Kinder und
Jugendliche erbracht werden.

(2) Besucherinnen und Besucher im Sinne dieser Vorschrift sind alle Personen, die nicht in
einem Beschaftigungsverhéltnis zur jeweiligen Einrichtung stehen und mit den Bewohnerinnen
und Bewohnern, Patientinnen und Patienten, betreuten Personen oder den Beschatftigten in
Kontakt geraten, mit Ausnahme von Personen im Noteinsatz.

(3) In Einrichtungen nach Absatz 1 sind im Rahmen des zu erstellenden Hygieneplans nach
§ 36 Absatz 1 Nummer 1 und 2 oder § 23 Absatz 5 des Infektionsschutzgesetzes oder eines
eigenstandigen Konzepts Regelungen zum Besuch und zum voriibergehenden Verlassen der
Einrichtungen durch die Bewohnerinnen und Bewohner sowie zur Sicherstellung der
fortlaufenden praktischen Ausbildung in Berufen des Gesundheits- und Sozialwesens zu
treffen und eine Kontakterfassung vorzusehen. Die fiir die Einrichtungen nach Absatz 1
einschlagigen Empfehlungen des Robert Koch-Instituts sind zu beriicksichtigen. Die
Besuchsregelungen sind an die aktuelle Infektionslage anzupassen sowie auf der Internetseite



der Einrichtung zu veréffentlichen. Soweit eine Veroffentlichung auf der Internetseite nicht
maglich ist, muss dies auf andere geeignete Weise erfolgen.

(4) Besucherinnen und Besuchern in Einrichtungen nach Absatz 1 Nummern 1 bis 3 sowie in
Wohnstatten, in denen Leistungen der Eingliederungshilfe an Kinder und Jugendliche erbracht
werden, darf der Zutritt nur mit Testnachweis oder nach erfolgtem Test vor Ort gewéhrt
werden. Im Hygienekonzept konnen Ausnahmen fur Besuche zum Zweck der
Sterbebegleitung aufgenommen werden. Die Anwendung von Satz 1 auf Besucherinnen und
Besucher, die die Voraussetzung nach § 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 erfiillen, wird dringend
empfohlen. Die Einrichtungen sind verpflichtet, auf Wunsch der Besucherinnen und Besucher
einen Test durchzufihren. Fir diese Tests gilt § 2 Nummer 7 Buchstabe a der COVID-19-
SchutzmafRnahmen-Ausnahmenverordnung.

(5) Beschaftigte in
1. Einrichtungen nach Absatz 1 Nummer 1 bis 3, sowie in Wohnstétten, in denen
Leistungen der Eingliederungshilfe an Kinder und Jugendliche erbracht werden,
2. Tagespflegeeinrichtungen gemaR § 71 Absatz 2 Nummer 2, zweite Alternative des
Elften Buches Sozialgesetzbuch — Soziale Pflegeversicherung — vom 26. Mai 1994,
BGBI. | S. 1014, das zuletzt durch Artikel 7e des Gesetzes vom 27. September 2021
(BGBI. I S. 4530) ge&ndert worden ist,
3. ambulanten Pflegediensten und
4. spezialisierten ambulanten Palliativversorgern
sind verpflichtet, an allen Tagen, an denen sie im Dienst sind, einen Testnachweis zu flhren.
Beschaftigte mit Ausnahme von Beschaftigten in den in Absatz 1 Nummer 1 genannten
Einrichtungen, die keinen Kontakt zu den Bewohnerinnen und Bewohnern, betreuten
Personen, Patientinnen und Patienten sowie zu Personal mit pflegerischen, betreuenden oder
behandelnden Téatigkeiten haben, sind davon ausgenommen. Satz 1 gilt entsprechend fur die
in Tagespflegeeinrichtungen betreuten Personen. Beschéftigten der in Satz 1 genannten
Einrichtungen und den in Tagespflegeeinrichtungen betreuten Personen, die die
Voraussetzung nach 8§ 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 erfiillen, sowie den in Satz 2 genannten
Personen wird dringend empfohlen, sich regelméRig testen zu lassen. Die zustandige
kommunale Behotrde kann abweichende Festlegungen treffen, wenn das aus medizinischen
Grunden erforderlich ist. Auf die Coronavirus-Testverordnung vom 21. September 2021 (BAnz
AT 21.09.2021 V1) wird verwiesen.

(6) Werkstatten fur behinderte Menschen, Angebote anderer Leistungsanbieter geman
§ 60 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und andere tagesstrukturierende Angebote fir
Menschen mit Behinderungen sind verpflichtet, ein Hygienekonzept nach 8 5 Absatz 1 sowie
der arbeitsschutzrechtlichen  Bestimmungen und ergédnzenden Vorgaben der
Unfallversicherungstrager einschlie3lich einer Testkonzeption mit regelméafigen Testungen
der beschaftigten und betreuten Menschen zu erstellen und umzusetzen. Wahrend der
Geltung der Vorwarnstufe nach § 2 Absatz 4 oder der Uberlastungsstufe nach § 2 Absatz 5
sind Testungen verpflichtend zweimal wdochentlich und ab dem 15. November 2021
arbeitstaglich durchzuftihren. Bei Beschaftigten, die in Einrichtungen nach Absatz 1 Nummer
2 wohnen, ist das Hygienekonzept mit der jeweiligen Leitung der Wohneinrichtung der
Werkstattbeschaftigten abzustimmen. Eine regelméRige Testung geimpfter und genesener
Personen wird dringend empfohlen. Die Sétze 1 bis 4 gelten sinngemaR fur andere
tagesstrukturierende Angebote flir Menschen mit Behinderungen. Absatz 5 Satz 2 gilt
entsprechend.

(7) Fur heilpadagogische Kindertageseinrichtungen und heilpadagogischen Einrichtungen der
Ganztags- und Ferienbetreuung finden die Regelungen der Schul- und Kita-
Coronaverordnung entsprechend Anwendung.



(8) Richterliche Anhotrungen dirfen in allen Einrichtungen nach Absatz 1 stattfinden. Das
schlielt das Anwesenheitsrecht von Verfahrensbeisténden, Verfahrenspflegerinnen und
Verfahrenspflegern, gerichtlich bestellten Gutachterinnen und Gutachtern sowie sonstigen
Verfahrensbeteiligten ein.

(9) Das Staatsministerium fir Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt kann durch
Allgemeinverfiigung weitere Regelungen und Hygienevorschriften erlassen. Ausnahmen
kénnen durch die zustéandigen kommunalen Behérden im Einzelfall zugelassen werden, soweit
dies infektionsschutzrechtlich notwendig oder vertretbar ist.

§ 11a Erfassung und Uberwachung des Impfstatus in Alten- und Pflegeheimen

(1) Die Trager der Alten- und Pflegeheime sind verpflichtet, ihren Beschéftigten gegentber ihr
Fragerecht nach § 36 Absatz 3 IfSG dahingehend auszuiiben, dass ihnen der Impfstatus —
gegliedert nach Impfzeitpunkten und verwendetem Impfstoff — mitzuteilen ist. Sie sind
verpflichtet, sich von den Beschéftigten die entsprechenden Nachweise vorlegen zu lassen.

(2) Soweit in einem Alten- oder Pflegeheim in den letzten sieben Tagen bei Beschaftigten oder
Bewohnerinnen und Bewohnern ein positives Testergebnis auf das Vorliegen der Coronavirus-
Krankheit-2019 (COVID-19) eingetreten ist, sind die Bewohnerinnen und Bewohner
verpflichtet, der Heimleitung auf einem ohne personenbezogenen Daten ausgefillten
Formblatt Auskunft Giber ihren Impfstatus gegen das Coronavirus zu geben; soweit sich der
Inhalt dieser Auskunft nicht veréndert hat, gentigt die Bezugnahme auf die vorhergehende
Auskunft. Die Verpflichtung endet, wenn das letzte positive Testergebnis nach Satz 1 mehr als
vier Wochen zuriickliegt.

3) Die Trager der Alten- und Pflegeheime sind verpflichtet, dem Sachsischen
Staatsministerium fir Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt sowie der
Kassendérztlichen Vereinigung Sachsen (KVS) einrichtungsbezogen, wdchentlich jeweils
Mittwoch, 12:00 Uhr, zusammengefasste tabellarische Meldungen zu tUbermitteln tber

1. die nach Absatz 1 und

2. die nach Absatz 2
erhobenen Impfdaten.

(4) Die Unterlagen nach Absatz 1 sind von der fir die Personalverwaltung zustandigen Stelle
getrennt  von den sonstigen Personalunterlagen far die Dauer des
Beschaftigungsverhaltnisses verschlossen aufzubewahren. Im Ubrigen gelten fir die
Unterlagen nach den Absatzen 1 bis 3 die Bestimmungen des § 3 Absatz 2 Satze 3 bis 6
entsprechend.

8 12 Versammlungen

(1) Wahrend der Geltung der Vorwarnstufe nach § 2 Absatz 4 sind Versammlungen im Sinne
des Sachsischen Versammlungsgesetzes ausschlielich ortsfest zulassig und auf eine
Teilnehmerzahl von maximal 1 000 Personen begrenzt. Geimpfte oder genesene Personen
werden bei der Ermittlung der Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer mitgezahilt.

(2) Wahrend der Geltung der Uberlastungsstufe nach § 2 Absatz 5 sind Versammlungen
ausschlie3lich ortsfest zulassig und auf eine Teilnehmerzahl von maximal 10 Personen
begrenzt. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(3 Im Einzelfall kénnen Aushahmen bewilligt werden, wenn dies aus
infektionsschutzrechtlicher Sicht vertretbar ist.



(4) Das Sachsische Versammilungsgesetz bleibt im Ubrigen unberihrt.

§ 13 Kirchen und Religionsgemeinschaften

Die Kirchen und Religionsgemeinschaften regeln ihre Zusammenkinfte zum Zwecke der
Religionsaustibung in eigener Verantwortung mit verpflichtender Wirkung. Fur
Zusammenkiinfte in Kirchen und von Religionsgemeinschaften zum Zweck der
Religionsausiibung sind Hygienekonzepte aufzustellen und der besonderen Infektionslage
anzupassen.

8 14 Saisonarbeitskrafte

Wer Personen beschéftigt, die

1. zum Zweck einer turnusgemafien oder zu einer bestimmten Zeitinnerhalb eines Jahres
mindestens dreiwdchigen Arbeitsaufnahme voribergehend aus dem Ausland in das
Gebiet des Freistaates Sachsen einreisen,
in Gemeinschaftsunterkiinften wohnen und
in Betrieben arbeiten, in denen gleichzeitig mehr als zehn Beschéftigte einschlief3lich
Leiharbeitskraften, Beschaftigten eines Werkunternehmens und sonstige Personen
tatig sind (Saisonarbeitskrafte),
muss sicherstellen, dass bei Beginn der Beschaftigung oder dem Bezug der
Gemeinschaftsunterkunft ein tagesaktueller Test vorliegt. Auf behdrdliche Anordnung sind
weitere Tests durchzufuhren. Personen, welche nicht Uber ein Testergebnis nach Satz 1
verfugen, durfen nicht beschéaftigt werden. Der Betriebsinhaber, der Saisonarbeitskréfte
beschaftigt, ist verpflichtet, die Arbeitsaufnahme der Saisonarbeitskrafte jeweils grundsétzlich
48 Stunden vor ihrem Beginn der zustdndigen Behdrde sowie der fir den Arbeitsschutz
zustdndigen Behotrde anzuzeigen. Eine spatere Anzeige ist nur ausreichend, wenn der
Betriebsinhaber glaubhaft macht, dass eine friihere Anzeige aus zwingenden betrieblichen
oder sonstigen Grinden nicht mdglich war. Die Anzeige hat die Namen der
Saisonarbeitskrafte, deren Unterbringungsort, Art und Zeitraum der Téatigkeit sowie die
Kontaktdaten des Betriebsinhabers zu enthalten. Die Anzeigepflicht besteht auch, wenn die
Saisonarbeitskrafte wahrend ihres Aufenthalts in der Bundesrepublik Deutschland den Betrieb
oder den Arbeitgeber wechseln. Landwirtschaftliche Betriebe haben bei der Erstellung des
Hygienekonzeptes die MalRihahmen der ,Rahmenbedingungen fur Saisonbeschaftigte in der
Landwirtschaft im Hinblick auf die Corona-Pandemie“ des Bundesministeriums fur Erndhrung
und Landwirtschaft in der jeweils aktuellen Fassung zu bericksichtigen.

w N

8 15 Modellprojekte

Der zustandige Landkreis oder die zustandige Kreisfreie Stadt kann zeitlich befristet die
Durchfiihrung von landesbedeutsamen Modellprojekten in Abweichung von nach dieser
Verordnung geregelten Beschrankungen genehmigen. Vor der Genehmigung sind
1. das Benehmen mit dem S&chsischen Datenschutzbeauftragten und
2. das Einvernehmen mit einer bei der Staatsministerin fir Kultur und Tourismus im
Staatsministerium fur Wissenschaft, Kultur und Tourismus unter Beteiligung des
Sachsischen Staatsministeriums flr Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt
(Oberste Landesgesundheitsbehdrde) eingerichteten Fachkommission
herzustellen. Landesbedeutsame Modellprojekte missen der Untersuchung der Entwicklung
des Infektionsgeschehens und der diskriminierungsfreien Erprobung von Corona-
Testkonzepten und von digitalen Systemen zur datenschutzkonformen Verarbeitung von
personenbezogenen Daten und ihre Ubermittiung an das Gesundheitsamt zur kurzfristigen
und vollstdndigen Kontaktnachverfolgung dienen. Sie sind nur zulassig, wenn sie
wissenschaftlich begleitet werden. Die Genehmigung solcher Modellprojekte ist durch den



zustandigen Landkreis oder die zusténdige Kreisfreie Stadt aufzuheben, wenn das
Infektionsgeschehen die Weiterfihrung nicht mehr erlaubt. Die Befugnisse des S&chsischen
Datenschutzbeauftragen bleiben unberthrt.

§ 16 Sachsischer Landtag

Von den Bestimmungen dieser Verordnung ist der Sachsische Landtag aufgrund seines
verfassungsrechtlichen Selbstorganisationsrechts sowie des Hausrechts und der
Polizeigewalt des Landtagsprasidenten gemal3 Artikel 47 Absatz 3 der Verfassung des
Freistaates Sachsen ausgenommen. Darlber hinaus haben die zustandigen Behérden die
besondere verfassungsrechtliche Stellung des Landtags und seiner Mitglieder im Rahmen von
Maflnahmen auf der Grundlage des Infektionsschutzgesetzes zu beachten.

Teil 4 — Ordnungswidrigkeiten und Schlussvorschriften

8 17 Vollstreckungshilfe, Ordnungswidrigkeiten

(1) Die nach 8 1 Absatz 1 Satz 1 der Infektionsschutzgesetz-Zustandigkeitsverordnung
zustandigen Behdrden haben

1. die Bestimmungen dieser Verordnung,

2. die von der obersten Landesgesundheitsbhehdrde gemal? § 1 Absatz 1 Satz 3 der
Infektionsschutzgesetz-Zustandigkeitsverordnung in  Eilfallen wahrgenommenen
Aufgaben und Befugnisse und

3. die von der obersten Landesgesundheitsbehérde gemal 8 1 Absatz 2 der Infektions-
schutz-Zustandigkeitsverordnung getroffenen MalRnahmen

umzusetzen. Dabei ist der Grundsatz der VerhéltnismaRigkeit zu wahren. Sie kdnnen dabei
die Ortspolizeibehdrden um Vollzugs- und Vollstreckungshilfe ersuchen. Die Zustandigkeiten
zum Vollzug der Arbeitsschutzvorschriften gemaf der Sachsischen
Arbeitsschutzzustandigkeitsverordnung vom 6. Juli 2008 (SachsGVBI. S. 416), die zuletzt
durch die Verordnung vom 8. Oktober 2019 (SachsGVBI. S. 706) geandert worden ist, bleiben
unberdhrt.

(2) Ordnungswidrig im Sinne des 8 73 Absatz 1a Nummer 24 des Infektionsschutzgesetzes
handelt, wer
1. vorsatzlich
a) entgegen 8 4 Absatz 6 Satz 2 einen unrichtigen Impf-, Genesenen- oder
Testnachweis vorlegt,
b) entgegen 8§ 7 Absatz 2 Satz 3 die Tests nicht oder nicht kostenfrei zur
Verfligung stellt,
C) entgegen 8 8 Absatz 1 Satz 2 oder § 9 Absatz 4 Satz 1 an einer Zusammenkunft
teilnimmt, die die zulassige Personenanzahl tiberschreitet,
d) entgegen § 12 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 eine Versammiung
veranstaltet, die nicht ortsfest oder an der mehr Personen teilnehmen, als nach
§ 12 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 zulassig sind,
2. fahrlassig oder vorsatzlich
a) entgegen 8 5 Absatz 1 Satz 1, § 6a Absatz 1 Satz 3 oder 8§ 11 Absatz 3 Satz 1
Geschéfte, Einrichtungen, Betriebe oder Angebote ohne Hygienekonzept
betreibt oder durchfihrt oder das Hygienekonzept nicht einhalt,
b) entgegen 8 5 Absatz 3 Satz 1 oder Absatz 4, 8 7 Absatz 2 Satz 1, § 8 Absatz 1
Satz 1, § 9 Absatz 1 Satz 2 keinen Impf-, Genesenen- oder Testnachweis
vorlegt oder fuhrt,



g)

h)

entgegen § 6 Absatz 3 Satz 1, § 10 Absatz 2 Satz 3 oder keinen medizinischen
Mund-Nasen-Schutz oder FFP2-Maske oder keine vergleichbare
Atemschutzmaske tragt,

entgegen 8 6 Absatz 4 Satz 1 keine FFP2-Maske oder keine vergleichbare
Atemschutzmaske tragt,

entgegen § 6a Absatz 1, 8 7 Absatz 1, § 8 Absatz 1 Satz 1 oder 2 oder 8 9
Absatz 1 Satz 1 den Zutritt unberechtigt gewahrt,

entgegen § 6a Absatz 3 eine Veranstaltung oder ein Angebot ausschlieBlich fur
Geimpfte und Genesene nicht oder nicht rechtzeitig anzeigt,

entgegen 8 7 Absatz 1 oder 4, § 8 Absatz 1 Satz 1, 8§ 9 Absatz 1 Satz 1 oder
8 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Kontakte nicht erfasst,

entgegen 8§ 6a Absatz 1, 8 7 Absatz 1, § 8 Absatz 1 Satz 1, § 9 Absatz 1 Satz
1 oder 8§ 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 oder Absatz 4 Satz 1 ohne den
entsprechenden Nachweis ein Angebot in Anspruch nimmt oder Einrichtungen
oder Veranstaltungen besucht oder nutzt,

entgegen 8 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 Grol3veranstaltungen ohne
genehmigtes Hygienekonzept durchfihrt,

entgegen 8§ 10 Absatz 3 Nummer 1 oder 2 oder Absatz 4 Satz 2 die zulassige
Auslastung Uberschreitet,

entgegen § 10 Absatz 3 Nummer 2 oder Absatz 4 Satz 2 Grof3veranstaltungen
mit gleichzeitig mehr als 25 000 Besucherinnen und Besuchern veranstaltet,
entgegen 8§ 10 Absatz 4 oder § 11 Absatz 4 Satz 1 den Zutritt unberechtigt
gewabhrt,

entgegen 8§ 11 Absatz 3 Satz 1 kein eigenstandiges Konzept zum Besuch und
zum voriibergehenden Verlassen der Einrichtung durch die Bewohnerinnen
und Bewohner erstellt,

entgegen 8 11 Absatz 5 Satz 1 die erforderliche Anzahl an Testnachweisen
nicht fuhrt,

entgegen § 11 Absatz 6 Satz 2 die erforderliche Anzahl an Testnachweisen
nicht fahrt,

entgegen 8 14 Satz 1 eine Person ohne einen Impf-, Genesenen- oder
Testnachweis beschaftigt oder die Anzeige nach § 14 Satz 4 nicht oder nicht
rechtzeitig vornimmt.

8 18 Inkrafttreten, AuRBerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 8. November 2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Sachsische
Corona-Schutz-Verordnung vom 19. Oktober 2021 (SachsGVBI. S. 1196) aulRer Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt am Tag der Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von
nationaler Tragweite durch den Deutschen Bundestag nach 8 5 Absatz 1 Satz 2 des
Infektionsschutzgesetzes, spatestens jedoch mit Ablauf des 25. November 2021 aul3er Kraft.



Dresden, den 5. November 2021

Die Staatsministerin fir Soziales
und Gesellschaftlichen Zusammenhalt
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Begrundung

A.
Bekanntmachung der Begriindung

Die Bekanntmachung der Begriindung dieser Verordnung erfolgt im Hinblick auf § 28a Absatz
5 Satz 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG).

B. Allgemeiner Teil

Der Deutsche Bundestag hat in seiner Sitzung am 25. August 2021 den Fortbestand der
epidemischen Lage von nationaler Tragweite gemanR § 5 Absatz 1 IfSG fur weitere drei Monate
bis zum 25. November 2021 festgestellt (BGBI. | S. 4072). Diese Feststellung erlaubt den
Landern, die notwendigen SchutzmafRnahmen im Sinne des § 28 Absatz 1 und 2 IfSG zur
Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) fur den Zeitraum
der Feststellung anzuordnen. Nachdem sich die Infektionszahlen im Freistaat Sachsen im
Sommer auf niedrigem Niveau befunden haben, sind diese im Herbst wieder angestiegen.
Maldgeblich dafiir ist die in Deutschland mittlerweile vorherrschende Virusvariante ,Delta“, die
erheblich ansteckender ist als die bisherigen Virusvarianten. Die vorhandenen Impfstoffe
weisen jedoch auch gegen diese Variante eine hohe Wirksamkeit auf.

Im Freistaat Sachsen konnte trotz der Fortschritte durch die seit Dezember 2020 laufende
Impfkampagne kein ausreichender Immunisierungsgrad der Bevolkerung durch Impfungen
erzielt werden. So betragt der Anteil der vollstandig geimpften Personen in Sachsen nur 57 %
der Gesamtbevdlkerung (Stand 5. November 2021). Insbesondere bei den geimpften tber 60-
Jahrigen ist der Freistaat Sachsen noch von den wiinschenswerten Impfquoten entfernt. Damit
verfigt Sachsen im bundesweiten Uber den niedrigsten Immunisierungsgrad. Dieser gentgt
nicht, um Leben und Gesundheit sowie die Funktionsféahigkeit des Gesundheitswesens ohne
weitere Schutzmalinahmen zu gewahrleisten.

Ausschlaggebend fur Schutzmalinahmen bleibt weiterhin die Belastung des
Gesundheitswesens, insbesondere der Krankenhauser mit COVID-19-Patienten. Indikator fir
die tatsachliche Belastung ist die Anzahl der stationar in die Krankenh&user aufgenommenen
Personen, die an der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) erkrankt sind, je 100.000
Einwohner innerhalb von sieben Tagen (8 28a Abs. 3 Satz 4 IfSG). Diese 7-Tage-Inzidenz
Hospitalisierungen wird unverandert durch weitere Indikatoren zur Bewertung des
Infektionsgeschehens erganzt. Dazu gehdren neben der Sieben-Tage-Inzidenz der
Neuinfektionen auch die flir Sachsen maf3geblichen maximalen Belastungswerte fir die
Normalstation und die Intensivstation, die die tatsachliche Verfligbarkeit der landesweiten
Versorgungskapazitaten im Sinne von § 28a Abs. 3 Satz 5 IfSG abbilden.

Der in den letzten Wochen speziell in Sachsen zu verzeichnende dramatische Anstieg der
Neuinfektionen war ebenso verbunden mit einem besorgniseregenden Anstieg der Auslastung
der Behandlungskapazitaten in den sachsischen Krankenh&ausern. So betrug die Sieben-
Tage-, Inzidenz der Neuinfektionen am 5. November 2021 385,7, die Sieben-Tage-Inzidenz
Hospitalisierung belief sich auf 7,00. Hierbei wurden 979 Patienten auf der Normalstation
behandelt und 240 auf der Intensivstation. In den Tagen davor lag die Sieben-Tage-Inzidenz
Hospitalisierung durchgangig tber 8, am 29. Oktober 2021 sogar tber 10,25. Mittlerweile sind
infolge des bereits seit fiinf Tage andauernden Uberschreitens der Belastungswerte fur die
Normalstation und die Intensivstation die Voraussetzungen fir die Auslosung der
Vorwarnstufe erfullt. Diese gilt im Freistaat ab dem 5. November 2021.

Wegen des weiteren Anstiegs der Neuinfektionen und der Auslastung der sachsischen
Krankenhauser droht ebenso der Eintritt der sogenannten Uberlastungsstufe. Nach



derzeitigen Prognosen ist damit ab Mitte November 2021 zu rechnen. Mit Ricksicht auf das
aullerst dynamische Infektionsgeschehen sollen deshalb mit dieser Verordnung die bereits
eingeflihrten Schutzmalinahmen nicht nur verlangert, sondern bis zum Auslaufen der
epidemischen Lage von nationaler Tragweite auf das dringende Anraten von Medizinern weiter
verscharft werden. Vorgesehen sind im Einzelnen:

1. Vorziehen der bislang fiir die Uberlastungsstufe geltenden 2G-Regelungen auf die
Vorwarnstufe, jedoch beschréankt auf die Bereiche Innengastronomie, Veranstaltungen und
Feste in Innenraumen, sowie Kultureinrichtungen, Freizeiteinrichtungen, Diskotheken, Clubs
und Bars im Innenbereich sowie Grol3veranstaltungen,

2. Beibehaltung der bisherigen Ausnahmen von der 2G-Regelung fur Kinder und Jugendliche
bis 16 Jahre und fur Impfunfahige,

3. Verkiirzung der fur die Auslésung der Vorwarnstufe und Uberlastungsstufe maRgeblichen
Dauer des Uberschreitens und Unterschreitens der Schwellenwerte von fiinf auf drei Tage,

4. dringende Empfehlung an die Arbeitgeber, nach Mdglichkeit Home-Office anzubieten,

5. dringende Empfehlung an die Arbeitgeber, wahrend der Vorwarnstufe Tests dreimal
wochentlich kostenfrei anzubieten,

6. Ausweitung der Verpflichtung zum Tragen von FFP2-Masken auf den o6ffentlichen
Personennah- und Fernverkehr,

7. verstarkter Schutz in Pflegeeinrichtungen, Hospizen, Wohnformen fiir Menschen mit
Behinderungen Krankenh&usern, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, Einrichtungen
der Eingliederungshilfe durch tégliche Testung aller ungeimpften Beschaftigten sowie in
Pflegeeinrichtungen auch der Beschéftigten ohne direkten Kontakt zu den Bewohnerinnen und
Bewohnern sowie

8. Erfassung und Uberwachung des Impfstatus in Alten- und Pflegeheimen.

Die MalRnahmen sind aufgrund der epidemiologischen Lage dringend erforderlich, um eine
Uberlastung des Gesundheitswesens zu vermeiden. Aktuell ist die Zahl der Patienten héher
als im Vorjahr. Die Kliniken sind jedoch nicht so belastbar wie 2020. Der Grund dafir liegt
unter anderem im fehlenden Personal infolge der Abwanderung von Pflegekréaften nach der
dritten Welle bedingt durch Erschépfung und psychische Belastung. Aber auch weitere
Belastungen wie das Auftreten des RS-Virus und Zunahme von Grippeféllen gilt es zu
beriicksichtigen.

C. Erfullungsaufwand

Auf die Ausfihrungen zum Erfullungsaufwand der Sachsischen Corona-Schutz-Verordnung
vom 19. Oktober 2021 (SachsGVBI. S. 1196) wird verwiesen.

Die landesweit einheitlich geltenden Beschrankungen sind zur Verhinderung der Verbreitung
der Coronavirus-Krankheit 2019 (COVID19) nach wie vor erforderlich. Sie zielen darauf ab,
offentliches und privates Leben und damit auch die Wirtschaft so schnell wie mdglich zu
liberalisieren und damit zu stiitzen.

Durch diese Verordnung entsteht kein zusatzlicher Erfullungsaufwand im nennenswerten
Umfang. Insbesondere erhéht sich mit dem Vorziehen der 2G-Regelung auf die Vorwarnstufe
der damit verbundene Kontrollaufwand fur Wirtschaft und Kommunen nicht. Der mit der
Ausweitung der FFP2-Maskenpflicht fir Birgerinnen und Birger verbundene
Erfullungsaufwand ist nicht bezifferbar.

Die Ausweitung der Testpflicht fur Beschéaftigte und damit entstehender Mehraufwand fur die
Wirtschaft ist ebenfalls nicht quantifizierbar.



Besonderer Teil

Im Einzelnen sind folgende Anderungen vorgesehen:

Zu 8 1 (Grundsatze)

Unverandert bleibt der Grundsatz, dass Geschafte, Einrichtungen, Veranstaltungen und
sonstige Angebote unabhéngig vom Infektionsgeschehen geo6ffnet sind bzw. deren
Inanspruchnahme und deren Betrieb gestattet ist. Gedffnet sind damit alle Bereiche des
gesellschaftlichen und des wirtschaftlichen Lebens. Infektionsschutzrechtlich gebotene
Zugangsbeschrankungen erfolgen stufenweise, einerseits nach Uberschreiten der Sieben-
Tage-Inzidenz von 35 und andererseits in Abhangigkeit von der Auslastung der
Krankenhauser auf der Grundlage des jeweiligen Impf-, Genesenen- oder Teststatus der
betroffenen Personen. Unberihrt davon bleibt die notwendige Grundversorgung.

In Absatz 4 wurde eine an die Arbeitgeber gerichtete Soll-Bestimmung aufgenommen, in
Fallen von Blroarbeit oder vergleichbaren Tatigkeiten in Abhangigkeit von betriebsbedingten
Erfordernissen nach Méglichkeit die Erbringung der Arbeitsleistung im Homeoffice anzubieten.
Forschungsarbeit und Lehrtéatigkeiten an Hochschulen sind grundsatzlich keine dem
Homeoffice zuganglichen vergleichbaren Tatigkeiten.

Zu § 2 (Indikatoren, Vorwarnstufe und Uberlastungsstufe)

Die Bestimmung entspricht der vorhergehenden Regelung. Insoweit wird auf die Begriindung
der SachsCoronaSchVO vom 19. Oktober 2021 (S&chsGVBI. S. 1196) verwiesen.

In den Absatzen 4 und 5 wurde die fur das Auslosen der Vorwarnstufe und der
Uberlastungsstufe maRgebliche Dauer des Uberschreitens der einschlagigen Schwellenwerte
von funf auf drei Tage verkirzt. Die aktuelle explosive Entwicklung der Inzidenz, der rasante
Anstieg der Bettenbelegung durch Covid-19-Patienten und das &auferst dynamische
Infektionsgeschehen erfordern ein mdoglichst zeithahes Auslésen der Vorwarn- und
Uberlastungsstufe. Mit der Fristverkiirzung wird dem entsprochen.

Zu § 3 (Grundsatze zur Kontakterfassung)

Die Bestimmung entspricht der bisherigen Regelung.

Zu 8§ 4 (Grundsatze fir den Impf-, Genesenen- und Testnachweis)

Die in Absatz 2 bislang geltenden Ausnahmen von der 2G-Regelung fir Kinder und
Jugendliche bis 16 Jahre und fir Impfunfahige, werden bezogen auf die in § 8 Absatz 1
aufgefihrten Maflnahmen bei der Vorwarnstufe erweitert. Damit erhalten Kinder und
Jugendliche bis 16 Jahre und Impfunfahige auch bei Geltung der Vorwarnstufe mit
entsprechender Testung die Méglichkeit des Zugangs zu den einschlagigen Angeboten.

Mit Absatz 5 Satz 2 werden die Voraussetzungen fur den vollstandigen Impfschutz klarstellend
neu gefasst.

Zu 8§ 5 (Basisschutzmalnahmen — Hygienekonzept, Mindestabstand, Test)



Die Vorschrift regelt unverandert die allgemein fir die Bevdlkerung geltenden
BasisschutzmafRnahmen. Diese gelten unabhangig von den jeweiligen Inzidenzen und
unabhangig von der Geltung der Uberlastungsstufe oder der Vorwarnstufe.

Zu § 6 (Maskenpflicht)
Die Bestimmung entspricht grundsétzlich der bisherigen Regelung.

Vor dem Hintergrund der explosiven Entwicklung der Inzidenz und dem auf3erst dynamischen
Infektionsgeschehen wurde jedoch die bislang in Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 geregelte
Verpflichtung fur den offentlichen Personennah- oder Fernverkehr einschliel3lich weiterer
vergleichbarer Beférderungsarten gestrichen und mit Ausnahme der Schiilerbeférderung neu
in Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 aufgenommen. Damit verbunden ist die Verpflichtung zum
Tragen von FFP 2-Masken oder vergleichbarer Atemschutzmasken im o6ffentlichen
Personennah- oder Fernverkehr anstelle des bislang vorgesehenen medizinischen Mund-
Nasen-Schutzes.  Ausgenommen  bleibt wie bisher die  Schilerbeférderung.
Schiilerbeforderung umfasst alle Beférderungen von Schiilern im OPNV, nicht nur den
Schulweg. Absatz 5 Satz 2 Nummer 3 beinhaltet die notwendigen Folgeanderungen.

Absatz 3 Satz 3 stellt klar, dass die Befreiung von Teilnehmern an Lehrveranstaltungen von
der Maskenpflicht von der Einhaltung des Mindestabstandes abhangig gemacht werden kann.
Fur kommerzielle Veranstaltungen gilt nach § 6 Absatz 2 Nummer 7 keine Maskenpflicht am
Platz. Deshalb soll dies auch den Teilnehmern von Lehrveranstaltungen ermdéglicht werden.
Da an Hochschulen die Pflicht zur Vorlage eines Impf-, Genesenen- oder Testnachweises
gemalR § 7 Absatz 1 Satz 2 einmal wéchentlich und nicht veranstaltungsindividuell gilt, ist es
allerdings gerechtfertigt, die Befreiung von Teilnehmern an Lehrveranstaltungen von der
Maskenpflicht von der Einhaltung des Mindestabstandes abh&ngig zu machen.

Zu 8 6a (Angebote ausschliellich fur Geimpfte und Genesene)

Die Bestimmung ermdglicht weiterhin das Optionsmodell. Insoweit wird auf die Begrindung
der SachsCoronaSchVO vom 19. Oktober 2021 (SachsGVBI. S. 1196) verwiesen.

Mit Ricksicht auf die fir das 2G-Optionsmodell abweichend von der 2G-Regelung in der
Vorwarnstufe und der Uberlastungsstufe geltenden Voraussetzungen wurde in Absatz 2 die
Geltung des 2G-Optionsmodells auch fir die Vorwarnstufe in den Bereichen
Innengastronomie, Veranstaltungen und Feste in Innenraumen, sowie Kultureinrichtungen,
Freizeiteinrichtungen, Diskotheken, Clubs und Bars im Innenbereich sowie flr
GroRveranstaltungen ausgeschlossen.

Die getroffene Auswahl beruht auf Einschatzungen und Empfehlungen zur Notwendigkeit der
Maflinahmen in Anbetracht des jeweiligen Infektionsrisikos im Rahmen einer am 1. November
2021 erfolgten offentlichen Erorterung der Corona-Situation mit medizinischen Experten,
Wissenschaftlern und Vertreterinnen und Vertretern gesellschaftlicher Gruppen.

Zu 8 7 (MalBnahmen bei einer Sieben-Tage-Inzidenz Uber 35)
Die Bestimmung wurde grundsatzlich unveréandert Gbernommen.

Mit Absatz 1 Satz 3 und 4 erhalten die Hochschulen, die Berufsakademie Sachsen, die
Aus- und Fortbildungseinrichtungen in staatlicher Tragerschaft und die fur diese Einrichtungen
zustandige Prufungsbehoérde eine weitgehende Regelungskompetenz nicht nur in Bezug auf
die Studierenden, Lernenden bzw. zu Prifenden, sondern auch in Bezug auf das lehrende
Personal.



In Absatz 3 Nummer 4 wird - in Anlehnung an die bereits in der Vergangenheit gelibte Praxis
- auch die Auslibung des Sports durch Nachwuchssportlerinnen und -sportler, die in einem
Nachwuchsleistungszentrum der professionellen Teamsportarten trainieren von der
inzidenzabhangigen Pflicht zur Vorlage eines Impf-, Genesenen- oder Testnachweises, zur
Kontrolle der jeweiligen Nachweise durch den Betreiber oder Veranstalter und zur
Kontakterfassung ausgenommen.

Zu § 8 (MalBnahmen bei Vorwarnstufe)

Absatz 1 bestimmt die Anwendbarkeit der 2G-Regelung mit den fiir die Uberlastungsstufe
geltenden Voraussetzungen auch fur die Vorwarnstufe. Gleichzeitig beschrankt er die
Anwendbarkeit der 2G-Regelung in der Vorwarnstufe jedoch auf die Bereiche
Innengastronomie, Veranstaltungen und Feste in Innenrdaumen, sowie Kultureinrichtungen,
Freizeiteinrichtungen, Diskotheken, Clubs und Bars im Innenbereich. Ausgenommen bleibt die
Verpflegung von Ubernachtungsgésten in Beherbergungsbetrieben, wenn eine raumliche
Trennung zu anderen Gasten gewahrleistet ist.

Die getroffene Auswahl beruht auf Einschatzungen und Empfehlungen zur Notwendigkeit der
Mafinahmen in Anbetracht des jeweiligen Infektionsrisikos im Rahmen einer am 1. November
2021 erfolgten offentlichen Erorterung der Corona-Situation mit medizinischen Experten,
Wissenschaftlern und Vertreterinnen und Vertretern gesellschatftlicher Gruppen.

Absatz 2 tbernimmt die bislang geltenden Kontaktbeschrdnkungen in der Vorwarnstufe und
die geltenden Ausnahmen. Die Vorschrift wurde redaktionell Uberarbeitet.

In Absatz 3 wird in Anlehnung an die bereits in vorhergehenden Wellen gelibte Praxis die
dringende Empfehlung an die Arbeitgeber aufgenommen, wahrend der Vorwarnstufe Tests
dreimal wochentlich kostenfrei anzubieten. Damit soll die explosive Entwicklung der Inzidenz
und das aulerst dynamische Infektionsgeschehen eingedammt werden.

Absatz 4 fuhrt die bislang in 8 9 Absatz 3 enthaltene Regelung fir Messen auch in der
Vorwarnstufe fort. Aus redaktionellen Grinden wurde sie in 8 8 vorgezogen. Austellerinnen
und Aussteller werden wie Beschaftigte behandelt; flr sie gilt § 6a Absatz 1 Satz 2
entsprechend.

Zu § 9 (MaBnahmen bei Uberlastungsstufe)
Die Bestimmung wurde grundsatzlich unverandert Gbernommen. Damit gilt in der
Uberlastungsstufe weiterhin tber den in § 8 vorgesehenen Anwendungsbereich hinaus die

2G-Regel.

Wie bisher umfasst die in Absatz 2 vorgesehene Ersetzung des Impf- oder
Genesenennachweises durch einen Testnachweis auch die Unterbringung von Einsatzkraften.

Mit dem in Absatz 3 neu aufgenommenen Verweis auf 8 8 Absatz 3 werden die Arbeitgebern
bereits in der Vorwarnstufe dringend empfohlenen Testangebote auch fur die
Uberlastungsstufe tibernommen.

Zu § 10 (GroRveranstaltungen)

Die Bestimmung entspricht grundsétzlich der Vorgangerreglung.



Absatz 4 unterwirft in der Uberlastungsstufe weiterhin den Zutritt von GroRveranstaltungen
dem Erfordernis der 2G-Regel. Unverandert bleibt auch die Begrenzung der zulassigen
Auslastung auf 50 Prozent sowie die Beschrankung auf maximal 25 000 Be sucherinnen und
Besucher. Erganzt in Absatz 4 wurde lediglich die Vorwarnstufe. Damit gelten die in Absatz 4
aufgefuhrten Einschrankungen fir Grol3veranstaltungen kinftig auch in der Vorwarnstufe.

Zu 8 11 (Einrichtungen des Gesundheits- und Sozialwesens)

Die Anforderungen an die Testpflichten ungeimpfter Beschaftigter von Pflegeeinrichtungen,
stationaren Hospizen, Wohnformen fir Menschen mit Behinderungen Krankenhausern,
Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen und Einrichtungen der Eingliederungshilfe werden
verscharft.

Absatz 4 Satz 4 stellt mit dem Verweis auf die COVID-19-Schutzmalinahmen-
Ausnahmenverordnung klar, dass Tests vor Ort unter der Aufsicht desjenigen zu erfolgen
haben, der der jeweiligen SchutzmalRnahme unterworfen ist. Ein Testhachweis muss nicht
ausgestellt werden.

Absatz 5 regelt die Testanforderungen neu. Vorgesehen, mit Rucksicht auf das
explosionsartige Infektionsgeschehen, ist eine Testung aller Beschéftigten an allen Tagen, an
denen Dienst geleistet wird. Keine Anwendung findet diese Testpflicht unter dem Aspekt der
Verhaltnismafigkeit grundsatzlich fir Beschéftigte, die keinen Kontakt zu den Bewohnerinnen
und Bewohnern, betreuten Personen, Patientinnen und Patienten sowie zu Personal mit
pflegerischen, betreuenden oder behandelnden Tatigkeiten haben. Eine Ausnahme gilt
insoweit jedoch wegen der besondere Vulnerabilitat der Bewohnerinnen und Bewohnern bei
Alten- und Pflegeheimen, Kurzzeitpflegeeinrichtungen und stationaren Hospizen.

Fir den Fall, dass die Beschéftigten geimpft sind, wird eine dringende Empfehlung zur Testung
ausgesprochen.

Absatz 6 sieht Vergleichbares fur Wohnformen fur Menschen mit Behinderungen vor, jedoch
verbunden mit einer Ubergangsfrist.

Zu § 11a (Erfassung und Uberwachung des Impfstatus in Alten- und Pflegeheimen)

Absatz 1 verpflichtet Pflegeeinrichtungen, von der bundesgesetzlich nach 8§ 36 Absatz 3 IfSG
vorgesehenen Madoglichkeit zur Datenverarbeitung Uber den Impfstatus der Beschaftigten
Gebrauch zu machen. Zu diesem Zweck sollen sie ihr Fragerecht ausiiben. Erforderlich sind
die Angaben wegen der Art und Weise der Beschéftigung.

Absatz 2 verpflichtet die Bewohnerinnen und Bewohner zur Vorlage eines Impf-, Genesenen-
oder Testnachweises auf der Grundlage von § 28a Abs. 1 Nr. 2a IfSG. Aus Griinden der
Verhaltnismaligkeit wird die Auskunftsverpflichtung zeitlich - in Abhangigkeit vom Auftreten
eines positiven Testergebnisses bei Beschaftigten oder Bewohnerinnen und Bewohnern -
beschrénkt. Die Vorlagepflicht erganzt das Fragerecht nach Absatz 1. Die Erhebung ist zur
Realisierung der notwendigen SchutzmalRnahmen erforderlich.

Absatz 3 normiert Ubermittlungspflichten an das Sachsische Staatsministerium fur Soziales
und Gesellschaftlichen Zusammenhalt und an die Kassenarztliche Vereinigung Sachsen zur
notwendigen Auswertung der Angaben.

Absatz 4 regelt die zur Wahrung des Datenschutzes notwendigen Aufbewahrungsmodalitaten.

Zu § 12 (Versammlungen)



Die Bestimmung wurde unverandert tbernommen.

Das Festhalten an der Beschrankung auf ortsfeste Versammlungen fiir die Dauer der
Vorwarnstufe und der Uberlastungsstufe ist mit Ricksicht auf die Kontrolle der Zahl der
Teilnehmenden beziehungsweise die Gefahr eines unkontrollierten Zuwachses der
Teilnehmenden bei nicht ortsgebundenen Versammlungen weiterhin geboten.

Zu § 13 (Kirchen und Religionsgemeinschaften)
Die Bestimmung wurde unverandert tibernommen.

Zu 8§ 14 (Saisonarbeitskrafte)
Die Bestimmung wurde unverandert ibernommen.

Zu § 15 (Modellprojekte)
Die Bestimmung wurde unverandert tbernommen.

Zu 8§ 16 (Sachsischer Landtag)
Die Bestimmung wurde unverandert ibernommen.

Zu § 17 (Vollstreckungshilfe, Ordnungswidrigkeiten)

Nach der Infektionsschutzgesetz-Zustandigkeitsverordnung sind die Behdrden des
offentlichen Gesundheitsdienstes auf der Ebene der Landkreise und Kreisfreien Stadte
weiterhin grundsatzlich zustandig fur die Umsetzung des Infektionsschutzgesetzes.

Absatz 1 stellt klar, dass diese auch zusténdig sind fur die Durchsetzung von in Eilfallen durch
die oberste Landesgesundheitsbehtrde wahrgenommene Aufgaben und Befugnisse sowie fur
die Durchsetzung von MalBnahmen die die oberste Landesgesundheitsbehdrde bei einer
Betroffenheit von mehreren Landkreisen und Kreisfreien Stadten trifft. Auf die Mdglichkeit, die
Ortspolizeibehoérden in geeigneten Fallen um Vollstreckungshilfe zu ersuchen, wird verwiesen.

Absatz 2 beschreibt die Tatbestande der zur ahndenden Ordnungswidrigkeiten.

Zu 8 18 (Inkrafttreten, Aul3erkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten und AuRerkrafttreten. Mit Rucksicht auf die
Notwendigkeit des Fortbestands einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite macht
Absatz 2 den Fortbestand der Verordnung von einer entsprechenden Verlangerung der
Regelung im IfSG durch den Deutschen Bundestag abhéngig.



	Teil 1 – Allgemeine Regelungen und Begriffsbestimmungen
	§ 1 Grundsatz
	§ 2 Indikatoren, Vorwarnstufe und Überlastungsstufe
	§ 3 Grundsätze zur Kontakterfassung
	§ 4 Grundsätze für den Impf-, Genesenen- und Testnachweis
	§ 5 Basisschutzmaßnahmen (Hygienekonzept, Mindestabstand, Test)

	Teil 2 – Besondere Schutzmaßnahmen
	§ 6 Maskenpflicht
	§ 6a Angebote ausschließlich für Geimpfte und Genesene (2G-Optionsmodell)
	§ 7 Maßnahmen bei einer Sieben-Tage-Inzidenz über 35
	§ 8 Maßnahmen bei Vorwarnstufe
	§ 9 Maßnahmen bei Überlastungsstufe

	Teil 3 – Weitere Bereiche
	§ 10 Großveranstaltungen
	§ 11 Einrichtungen des Gesundheits- und Sozialwesens
	§ 11a Erfassung und Überwachung des Impfstatus in Alten- und Pflegeheimen
	§ 12 Versammlungen
	§ 13 Kirchen und Religionsgemeinschaften
	§ 14 Saisonarbeitskräfte
	§ 15 Modellprojekte
	§ 16 Sächsischer Landtag

	Teil 4 – Ordnungswidrigkeiten und Schlussvorschriften
	§ 17 Vollstreckungshilfe, Ordnungswidrigkeiten
	§ 18 Inkrafttreten, Außerkrafttreten


